
Kreis-Blatt
für den Kreis Gr. Werder

Bezugspreis monatlich l,30 Danziger Gulden.

Nr. 47 Neuteich, den 22. November 1929

Bekanntmachungen des Landratsamtes 
und des Kreisausschusses.

Nr. 1. ------------------

Beratungsstellen des Kreiswohlfahrts­
amtes.

Tiegenhof im Kreishause an jedem Freitag
um IN/2 Uhr für Säuglinge, Schwangere 
und Kinder,
um 12 Uhr für Krüppel und Lungenkranke; 

Kalthof kath. Schule, Dienstag, den 3. Dezember 1929
2-/2 (14.30) Uhr
für Säuglinge, Schwangere und Kinder, 
für Krüppel und Lungenkranke.

Die Beratung ist unentgeltlich.
In den Beratungsstellen wird eventl. die Aufnahme 

in die Staatliche Frauenklinik Danzig-Langfuhr als Haus- 
fchwangere vermittelt. Sie ist ijedoch nur dann möglich, 
wenn die Schwangere noch wenigstens 4 Wochen vor 
ihrer Niederkunft steht.

Tiegenhof, den 19. November 1929.
Kreiswohlfahrtsamt.

Nr. 1m ------------------
Beschäftigung ausländischer Wanderar­

beiter in der Landwirtschaft.
Nachstehend gelangen zum Abdruck:

1. Das Gesetz über die Beschäftigung ausländischer 
Wanderarbeiter in der Landwirtschaft vom 29. 10. 
1929 (veröffentlicht in Nr. 24 des Gesetzblattes vom 
6. 11. 1929),

2. die Ausführungsbestimmungen des Senats vom 29. 
10. 1929 (veröffentlicht im Staatsanzeiger Teil I 
Nr. 84 vom 13. 11. 1929),

3. die Bekanntmachung des Kreisarbeitsnachweises vom
18. d. Mts. über die Bedarfsanmeldung für das 
Jahr 1930.

Ich weise auf die Wichtigkeit der Veröffentlichungen 
hiermit hin und mache ganz besonders auf die in der 
Bekanntmachung zu 3 wie folgt gestellten Fristen auf­
merksam:

a) bis spätestens zum 1. 12. d. Js. Anmeldung 
des nächstjährigen Saisonarbeiterbedarfs durch 
die Arbeitgeber bei der Ortsbehörde,

b) Einreichungen der Anmeldungen seitens der 
Ortsbehörde bis spätestens zum 5. Dezember 
an den zuständigen Amtsvorsteher,

c) Weitersendung durch diesen bis spätestens zum 
15. Dezember an den Kreisarbeitsnachweis.

Tiegenhof, den 18. November 1929.
Der Landrat als Vorsitzender des Kreisansschnsses.

Gesey
über die Beschäftigung ausländischer Landarbeiter 

in der Landwirtschaft.
Bom 2S. 10. 1S2S.

1. Abschnitt.
Einstellung, Beschäftigung und Entlassung.

. 8 1-
Arbeiter, die in landwirtschaftlichen Ackerbaube- 

tricben für Arbeiten vorübergehender Art und Dau­

er eingestellt werden sollen und die weder einen Dan­
ziger Wohnsitz haben, noch Danziger Staatsangehörige 
sind (landwirtschaftliche Wanderarbeiter), dürfen nur 
mit Genehmigung des Senats oder der von ihm beauf­
tragten Behörde beschäftigt werden.

8 2.
Die Genehmigung darf nur für Ackerbauarbeiten 

und nur für einen Zeitraum zwischen dem 15. April 
und dem 15. November jeden Jahres erteilt werden.

Werden dem Arbeitgeber vom zuständigen Arbeits­
amt bei Erteilung der Erlaubnis einheimliche männ­
liche oder weibliche Landarbeiter zugewiesen, so gilt die 
Genehmigung zur Beschäftigung der männlichen oder 
weiblichen landwirtschaftlichen Wanderarbeiter nur, 
wenn der Arbeitgeber gleichzeitig die zugewiesenen ein­
heimischen Landarbeiter desselben Geschlechts während 
desselben Zeitraumes zu tariflichen, oder, beim Fehlen 
eines Tarifs, zu ortsüblichen Löhnen beschäftigt.

Auf Antrag ist die Genehmigung zu verlängern, 
jedoch nicht über den 30. November hinaus, wenn der 
Antragsteller gleichzeitig die ihm zur Einstellung am 
16. November zugewiesenen einheimischen Landarbeiter 
während desselben Zeitraumes beschäftigt.

Zugewiesen werden dürfen nur solche einheimischen 
Landarbeiter, die am Beschäftigungsort oder in solcher 
Nähe desselben wohnen, daß ihnen billigerweise der 
tägliche Weg von dem Wohnort zur Arbeitsstelle zu- 
gemutet werden kann.

8 3.
Wanderarbeiter dürfen nur eingestellt werden, 

wenn sie die zum Grenzübertritt berechtigenden Papie­
re besitzen.

Wanderarbeiter dürfen in eine neue Arbeitsstelle 
nur eingestellt werden, wenn sie die im 8 4 vorgesehene 
Bescheinigung des letzten Arbeitgebers oder des öffent­
lichen Arbeitsnachweises besitzen.

8 1-
Die Beendigung oder vorzeitige Auflösung des 

Arbeitsverhältnisses ist vom Arbeitgeber zu bescheini­
gen. Bei Verweigerung der Entlassungsbescheinigung 
erteilt der Arbeitsnachweis die Bescheinigung.

Andere Vermerke in der Bescheinigung, als über 
die Beendigung oder Auflösung des Arbeitsverhält­
nisses, sind unzulässig.

8 5.
Zur Deckung der Kosten des Verwaltungsverfah­

rens können beim Arbeitgeber Gebühren erhoben wer­
den. Der Arbeitgeber darf die Erstattung der Gebühren 
von dem landwirtschaftlichen Wanderarbeiter nicht 
verlangen. Bei Zuwiderhandlungen kann die Geneh­
migung zurückgezogen werden.

8 6.
Der Senat kann Personen, die sich bei der Anwer­

bung, Vermittlung und Arbeitsverpflichtung, sowie bei 
der Leitung der Ein- und Rückreise ausländischer Wan­
derarbeiter als unzuverlässig erwiesen haben, die Tätig­
keit untersagen.

Die zugelassenen Wanderarbeiter dürfen grund­
sätzlich nur in den Betrieben beschäftigt werden, für 
welche sie zugelassen worden sind. Ausnahmen hier­
von bedürfen der Zustimmung des Arbeitsnachweises.

2. Abschnitt.
Prüsnngsverfahren.

8 7-
Wer ausländische Wanderarbeiter beschäftigen 

will, hat die Genehmigung hierzu Nach näherer An­
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ordnung des Senats bei dem öffentlichen Arbeitsnach­
weis zu beantragen, in dessen Bezirk die Arbeitsstelle 
liegt.

8 8.
Die Anträge werden durch einen Prüfungsaus­

schuß geprüft. Als Prüfungsausschuß wird vom Senat 
bei den zuständigen öffentlichen Arbeitsnachweisen ein 
landwirtschaftlicher Fachausschuß eingesetzt. Der land­
wirtschaftliche Fachausschuß besteht aus je 3 Vertretern 
der tariffähigen landwirtschaftlichen Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmer-Verbände unter Vorsitz des Leiters des 
Arbeitsnachweises.

Das Ergebnis der Prüfung ist auf dem Antrag zu 
vermerken. Sowohl Einstimmigkeit als auch dasMehr- 
heits- oder Minderheitsgutachten dieses Fachausschusses, 
ebenso wie ein Gutachten des Vorsitzenden des zustän­
digen öffentlichen Arbeitsnachweises sind auf dem An­
träge zu vermerken.

Die Arbeitsnachweise haben vor den nach Abs. 1 
erforderlichen Prüfungen eine Bescheinigung der Amts­
vorsteher anzufordern, in der unter Beachtung der im 
8 2 aufgestellten Grundsätze die Anzahl der ausländi­
schen Wanderarbeiter als angemessen für den Betrieb 
des Antragstellers bestätigt wird.

Die Anträge werden sodann gemäß 8 1 dem Senat 
oder der von ihm beauftragten Behörde zur Genehmi­
gung vorgelegt.

S. Abschnitt.
Ausnahmen.

8 9.
Der Senat kann für Sonderfälle Ausnahmen von 

den vorstehenden Bestimmungen zulassen, soweit ihre 
Anwendung im Einzelfalle eine besondere Härte be­
deuten würde.

4. Abschnitt.
Straf- und Schlußbeftimmnngen.

8 10.
Mit Geldstrafe bis zu 3000 Gulden, im ersten 

Wiederholungsfälle nicht unter 50 Gulden, in jedem 
weiteren Wiederholungsfälle nicht unter 100 Gulden, 
wird bestraft, wer den Bestimmungen dieses Gesetzes 
vorsätzlich oder fahrlässig zuwiderhandelt.

8 11.
Die ausländischen Wanderarbeiter genießen in der 

Freien Stadt Danzig hinsichtlich des Arbeiterschutzes, 
der gewerkschaftlichen Betätigung und der Regelung 
der Arbeitsbedingungen einschließlich des Schlichtungs­
wesens und der Arbeitsgerichtsbarkeit den gleichen 
Schutz wie die Danziger Arbeiter.

Die geltenden Bestimmungen der sozialen Gesetz­
gebung finden auch auf die Wanderarbeiter entspre­
chende Anwendung.

Der Senat wird ermächtigt, nähere Vereinba­
rungen herbeizuführen.

8 12.
Bestehen mit anderen Staaten Vereinbarungen 

zur Vermeidung der Doppelbesteuerung, so sind die 
diesen Staaten angehörenden ausländischen Wander­
arbeiter nach Maßgabe dieser Vereinbarungen von der 
Einkommensteuerpflicht befreit, wenn sie nachweisen, 
daß sie ihren ständigen Wohnsitz im Auslande haben.

8 13.
Der Senat erläßt die zu diesem Gesetz erforderlichen 

Ausführungsbestimmungen.
8 14-

Dieses Gesetz tritt mit seiner Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 29. Oktober 1929.

Der Senat der Freien Stadt Danzig.
gez. Dr. Sahm gez. Arczhnski.

Ausführungsbestimmungen
zum Gesetz über die Beschäftigung ausländischer 

Wanderarbeiter in der Landwirtschaft.
Zu 8 1-

Mit der Erteilung nach 8 1 erforderlichen Geneh­
migung werden die örtlich zuständigen Arbeitsnachwei­
se (Arbeitsämter) beauftragt.

Zu 8 2.
Bei der Zuweisung von einheimischen Landarbei­

tern nach Abs. 2 haben die Arbeitsnachweise (Arbeits­

ämter) die Art der Beschäftigung nach Möglichkeit 
zu berücksichtigen. Mit der Genehmigung der Wander­
arbeiter sind grundsätzlich dem Unternehmer gleich­
zeitig einheimische Landarbeiter zuzuweisen. Die Ein­
stellung der einheimischen Landarbeiter hat spätestens 
mit dem Zeitpunkt der Einstellung der Wanderarbeiter 
zu erfolgen.

Zu 8 5.
Die Arbeitsnachweise (Arbeitsämter) haben zu 

prüfen, ob und in welcher Höhe Gebühren zu erheben 
sind. Auf Grund ihrer Erfahrungen haben sie späte­
stens 6 Monate nach Inkrafttreten des Gesetzes dem 
Senat darüber zu berichten und nötigenfalls den Erlaß 
einer Gebührenordnung zu beantragen.

Die Gebühren dürfen die tatsächlichen Auslagen 
der befaßten Dienststellen nicht übersteigen.

Zu 8 7.'
Die Anträge müssen den Arbeitsnachweisen (Ar­

beitsämtern) spätestens am 15. Dezember vorliegen. 
Sie sind zweckmäßig schon 2 Wochen vorher dem Amts­
vorsteher zur Beifügung der nach dem Gesetz erfor­
derlichen Bescheinigung einzureichen, der sie bis zu dem 
genannten Termin an die Arbeitsnachweise (Arbeits­
ämter) weiterzureichen hat. Die Arbeitsnachweise (Ar­
beitsämter) haben die Prüfungen und Entscheidungen 
so zu beschleunigen, daß die Genehmigungen spätestens 
am 15. Januar im Besitze der Antragsteller sind.

Zu 8 8.
Bei den Arbeitsnachweisen (Arbeitsämtern) wird 

ein landwirtschaftlicher Fachausschuß eingesetzt, der als 
Prüfungsausschuß unter dem Vorsitz des Leiters des 
Arbeitsnachweises (Arbeitsamts) Zusammentritt. Die 
tariffähigen Arbeitgeber und ArbeitnehmerVerbände 
haben dem Arbeitsnachweis Vorschlaglisten für die Bei­
sitzer einzureichen. Die Einladungen zu den Sitzungen 
erläßt der Vorsitzende des Arbeitsnachweises (Arbeits­
amts).

Zu 8 12.
Der Arbeitgeber hat die Einkommensteuer durch 

Lohnabzug wie bei andern Arbeitnehmern auch von den 
Wanderarbeitern bei der Lohnzahlung in Abzug zu 
bringen. Es ist ohne Bedeutung, ob mit dem Heimat­
staat des Wanderarbeiters ein Abkommen zur Vermei­
dung der Doppelbesteuerung getroffen ist, da der Wan­
derarbeiter während der Dauer seiner Tätigkeit im 
Gebiet der Freien Stadt Danzig seinen Wohnsitz hier­
her verlegt und somit der wirtschaftliche Mittelpunkt 
sich hier befindet.

Danzig, den 29. Oktober 1929.

Der Senat der Freien Stadt Danzig.
gez. Dr. Sahm gez. Arczhnski.

Anmeldung des Saisonarbeiterbedarfs für 
das Jahr 1930.

Die Ortsbehörden des Kreises werden ersucht, 
sofort durch öffentlichen Aushang oder auf sonstige orts­
übliche Weise die Arbeitgeber aufzufordern, ihren Be­
darf an ausländischen Saisonarbeitern für das Jahr 
1930 bis spätestens znm 1. Dezember 1S2S bei der Ge­
meindebehörde anzumelden. Für die Anträge ist das 
untenstehende Formular zu verwenden. Die Ortsbehör­
den haben die Anträge zu sammeln und sie bis späte­
stens zum 5. Dezember an den zuständigen Amtsvor­
steher zür Beifügung der nach dem Gesetz erforderlichen 
Bescheinigung einzureichen.

Die Herren Amtsvorsteher des Kreises werden hier­
mit ersucht, unter Beachtung der im 8 2 des Gesetzes 
aufgestellten Grundsätze die Anzahl der ausländischen 
Wanderarbeiter als angemessen für den Betrieb des 
Antragstellers zu bescheinigen. Die Anträge sind sodann 
bis spätestens zum 15. Dezember hierher einzureichen. 
Gemeinden, deren Anträge nicht rechtzeitig eingehen 
oder nicht ordnungsmäßig vorliegen, haben keine Aus­
sicht auf Berücksichtigung. Mit einer nachträglichen 
Bewilligung dürfen sie nicht rechnen.
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Nachweisung
der angeforderten Saisonarbeiter für die Gemeinde
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Die Genehmigung wird nur für Ackerbauarbeiten 
und nur für einen Zeitraum zwischen dem 15. April 
und dem 15. November erteilt.

Werden dem Arbeitgeber vom Arbeitsnachweis bei 
Erteilung der Erlaubnis einheimische männliche oder 
weibliche Landarbeiter zugewiesen, so gilt die Geneh­
migung zur Beschäftigung der männlichen oder weib­
lichen oder landwirtschaftlichen Wanderarbeiter nur 
wenn der Arbeitgeber gleichzeitig die zugewiesenen

Nr. 2.
Betrifft: Beitrüge zur Landw. Berufsge- 

nofsenschaft.
In den Kreisen der Landw. Betriebsunternehmer 

herrscht vielfach Unklarheit, wie die Errechnung der Bei­
träge zur Landw. Berufsgenossenschaft zustande kommt. 
Wir geben daher solgendes bekannt:

Nach § 25 der Satzung sür die Landw. Berufsge­
nossenschaft — Freie Stadt Danzig — werden die Bei­
träge nach dem Maßstab des Arbeitsbedarfs umlegt.

Die Abschätzung des Arbeitsbedarfs erfolgt nach dem 
von dem Vorstand der Landw. Berufsgenossenschast in 
Danzig erlassenen und von dem Landesoersicherungsamt 
der Freien Stadt Danzig genehmigten Tarif vom 15. Juni 
1927 — abgedruckt im Kreisblatt von 1927 Nr. 37 —.

Hiernach sind z. B. sür das Jahr an Arbeitstagen 
abzuschätzen:

1 da Ackerland einschl. einjähriger
Kleeweiden mit 55 Arbeitstagen

1 Ks Wiesen oder zweijährige
Kleeweiden mit 10

1 bs Weideland mit 3 „
Aus dem abgeschätzten Arbeitsbedarf wird der Geld­

wert errechnet, indem die Zahl, der Arbeitstage mit dem 
300. Teil des festgesetzten durchschnittlichen Iahresarbeits- 
verdienstes sür erwachsene Männer über 21 Jahre am 
Betriebssitz, also mit (1.100,- G 300) 3,67 G
multipliziert wird.
Zur Erläuterung geben wir folgende Beitrags­

berechnung an:
Angenommen: 1 Betriebsunternehmerbewirtschaftetfolgende 
Flächen: 5 da Ackerland, 5 ka Wiesen und lOKaWeide- 
and.

Die Berechnung stellt sich wie folgt:
5 Im Ackerland multipliziert m. Tarifzif. 55-275 Arbeitstage 
5 „Wiesen 10-50
10 „Weideland „ „ „ 3-30

ergibt insgesamt 355 Arbeitstage 

einheimischen Landarbeiter desselben Geschlechts, wäh­
rend desselben Zeitraums zu tariflichen, oder, beim 
Fehlen eines Tarifs, zu ortsüblichen Löhnen beschäftigt.

Die Einstellung der einheimischen Landarbeiter hat 
spätestens mit dem Zeitpunkt der Einstellung der Wan­
derarbeiter zu erfolgen.

Tiegenhof, den 18. November 1929.
Der Vorsitzende des Kreisarbeitsnachweiscs.

Die 355 Arbeitstage ergeben einen Geldwert von 
(355 X 3,67 G) — 1.302,85 G.

Der Umlagebeitrag beträgt nach der Festsetzung des 
Genossenschaftsoorstandes sür die Umlage des Jahres 1928 
von 1000,— G des verrechneten Geldwertes 22,47 G, und 
sür den Vorschuß auf die Umlage 1929 — 8,24 G je 
1000,— G Geldwert.

Es würden in diesemFalle an Beiträgen zu zahlen sein: 
2) Umlagebeitrag sür 1928

(22,47 G je 1000 G Geldwert) — 29,25 G
b) Davon geht ab der im Vorjahre

geleistete Vorschuß, angenommen mit 15,— G 
mithin für die Umlage 1928 zu zahlen: 14,25 G 

c) Vorschußumlage für 1929
(8,24 G je 1000 G Geldwert) -- 10,70 G

es wären insgesamt zu zahlen: 24,95 G
Für Betriebsbeamte und Facharbeiter tritt zu dem 

tarifmäßig sich ergebenden Geldwert ein weiterer Betrag 
hinzu, sodaß für Betriebe, die solche Personen beschäftigen, 
sich der Beitrag entsprechend erhöht.

Die Abschätzung des Arbeitsbedarfs der einzelnen 
Wirtschaften ist s. Zt. in einem besonderen Versahren er­
folgt. Das darüber für jede Gemeinde ausgestellte Ver­
zeichnis hat bei der Ortsbehörde ausgelegen.

Tiegenhof, den 13. November 1929.
Der Kreisausschutz des Kreises Gr. Werder. 

Sektionsvorstand der Landw. Berufsgenossenschast. 
Nr. 2a. ------------------

Ausbildung von Spritzenmeistern.
Ich weise die dem Kreisfeuerwehrverband ange­

schlossenen Gemeinden auf meine in obiger Angelegen­
heit ergangenen Bekanntmachungen vom 17. 10. d. Js. 
(Kreisblatt Nr. 43 unter Ziffer 2) und vom 4. 11. 
d. Js. (Kreisblatt Nr. 45 unter Ziffer 4) nochmals hin. 
Anmeldungen zur Teilnahme an dem Kursus sind, 
bis spätestens zum 10. Dezember b. Js. hierher einzu- 
reichen.

Tiegenhof, den 18. November 1929.
Der Landrat als Vorsitzender des Kreisfeuerwehrver- 

bandes.
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Nr. 2b.
LandwirtschaftlicheFortbildungslehrgünge 

im Winterhalbjahr 1929/30.
Wie bereits wiederholt bekannt gegeben ist, finden 

im kommenden Winterhalbjahr wiederum in Danzig 
und Tiegenhof landwirtschaftliche Fortbildungslehr­
gänge statt für junge Landwirte, die über eine prak­
tische Vorbildung verfügen. Für die Lehrgänge sind 
nachstehende Stundenpläne aufgestellt:

Fortbildungslehrgang in Danzig.
Zeit Montag Mittwoch Freitag

10-10" Feldmessen u. 
Nivellieren

Tierzuchtlehre Tiernährungs- 
lehre

11-11" Feldmessen u. 
Nivellieren

Milchwirt­
schaft

Acker-und
Pflanzenbau

12—12" Düngerlehre Elementar­
lehre

Acker- und 
Pflanzenbau

1"-2 Düngerlehre Elementar­
lehre

Maschinen- u. 
Gerätekunde

2-2" Buchführung Elementar­
lehre

Bürgerkunde

3-3" — Elementar­
lehre

Genossensch.- 
u. Kreditwesen

Fortbildungsschule in Tiegenhof.

Zeit Montag Donnerstag Sonnabend

11"-12»° Acker- und 
Pflanzenbau

Feldmesfen u. 
Nivellieren

Tierzuchtlehre

12»—1»° Acker- und 
Pflanzenbau

Feldmessen u.
Nivellieren

Flltterungs- 
lehre

1^5__ Dllngerlehre Bürgerkunde Milchwirt- 
schast

3—3" Düngerlehre Genossen­
schaftswesen

Maschinen­
kunde

4-4" Elementar­
lehre

Elementar­
lehre

Buchführung

5—6 Elementar­
lehre

Elementar- 
lehre

—

Am Schluß der Lehrgänge findet eine Abschluß­
prüfung statt, der sich sämtliche Schüler zu unterziehen 
verpflichtet sind.

Das Schulgeld beträgt 25.— G. für Danziger 
Staatsangehörige und 30.— G. für Auswärtige für 
den Kursus. Anträge sind zu richten an die Geschäfts­
stellen der Kreiswirtschastsverbünde.

Die Lehrgänge beginnen in Danzig und Ticgen- 
hos am Montag, den 18. November.
Nr. 2c. ------------------
Verkauf von frischen Blumen und Krän­

zen am Totensonntag.
Aus Grund des 8 3 des Gesetzes über völlige Sonn­

tagsruhe im Handelsgewerbe vom 16. 7. 1923 — 
Ges. Bl. S. 174 — in Verbindung mit 8 41a der Ge­
werbeordnung — wird der Handel mit frischen Blumen 
am

Sonntag, den 24. d. Mts. (Totensonntag) 
in der Zeit von 9—10 und 11V2—16 V2 Uhr 

zugelassen. Während dieser Zeit dürfen Arbeitnehmer 
in diesem Gewerbezweige beschäftigt werden.

Für die Straßenhändler wird der Handel mit 
diesen Waren am Totensonntag während derselben 
Zeit zugelassen.

Danzig, den 18. November 1929.
Der Senat der Freien Stadt Danzig.

gez. Dr. Sahm gez. Arczynski.
Veröffentlicht.
Tiegenhof, den 19. November 1929.

Der Landrat.

Nr. 3.
Gesetz

znr Abänderung der Schiedsmannsordnung.
Vom 30. 10. 1929.

8 43 Abs. 1 und Abs. 2 der Schiedsmannsordnung 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 
1927 (Gesetzbl. S. 108) wird dahin abgeändert:

8 43.
(1) Für die Sühneverhandlung wird eine Gebühr 

von 5.— G erhoben; kommt ein Vergleich zustande, 
so erhöht sich die Gebühr auf 10.— G. Der Schieds­
mann kann unter Berücksichtigung der Verhältnisse 
der Parteien und der Schwierigkeiten des Falles diese 
Gebühren aus höchstens 50.— G erhöhen.

(2) Für die Bescheinigung über die Erfolglosigkeit 
des Sühneversuchs (8 40) wird eine Gebühr von 3.— 
G erhoben, sofern nicht eine Gebühr gemäß Abs. 1 zu 
erheben ist.

Danzig, den 30. Oktober 1929.
Der Senat der Freien Stadt Danzig.

Dr. Sahm Dr. Evert.
Veröffentlicht.
Die Herren Ortsvorsteher des Kreises, in deren 

Gemeinde ein Schiedsmann oder stellvertretender 
Schiedsmann ansässig ist, ersuche ich, diese aus vor­
stehende Gesetzesänderung hinzuweisen.

Tiegenhof, den 14. November 1929.
Der Vorsitzende des Kreisansschnsses.

Nr. 4. ------------------

Beleuchtung von Fahrzeugen wahrend der 
Dunkelheit.

Eine kürzlich ausgeführte Lichtkontrolle hat inner­
halb weniger Stunden 35 Uebertretungsfälle ergeben. 
Ich nehme dieses zum Anlaß, um erneut auf die 
Bestimmungen der Straßenpolizeiverordnung vom 16. 
7. 1927 (Kreisblatt Nr. 38.) hinzuweisen.

Nach 8 27 der Verordnung müssen während der 
Dunkelheit, das ist in den Monaten April bis Sep­
tember die Zeit von einer Stunde nach Sonnenunter­
gang bis eine Stunde vor Sonnenaufgang, in den 
übrigen Monaten die Zeit von einer halben Stunde 
nach Sonnenuntergang bis eine halbe Stunde vor 
Sonnenaufgang, — und bei starkem Nebel bespannte 
Fuhrwerke (von zusammengekoppelten das vorderste) 
mindestens eine hellbrennende von vorn bis hinten 
sichtbare Laterne mit farblosem oder gelblichen Glase 
führen. Diese muß am vorderen Teil des Fuhrwerks 
auf der linken Seite so angebracht sein, daß der Licht­
schein von entgegenkommenden und überholenden Fahr­
zeugen leicht bemerkt werden kann; unter dieser Vor­
aussetzung kann sie bei nicht dem Personenverkehr 
dienenden Fuhrwerken auch auf der linken Seite an 
einem Zugtier oder unter dem Fuhrwerk befestigt wer­
den.

Bespannte Langholzfuhrwerke und andere bespann­
te Fuhrwerke, deren Ladung mehr als 1 Meter nach 
hinten übersteht, haben während der Dunkelheit und 
bei starkem Nebel am Hinteren Ende eine zweite hell­
brennende Laterne mit farblosem oder gelblichem Glase 
zu führen, die so angebracht sein muß, daß der Licht­
schein von hinten leicht zu sehen ist. Ebenso muß bei 
hochgedeckten, mehr als 4,5 Meter langen Fuhrwerken 
(Möbelwagen oder dergl.) und zusammengekoppelten 
Fuhrwerken eine solche zweite Laterne am Hinteren 
Ende des Fuhrwerks (bei zusammengekoppelten Fuhr-, 
werken des letzten Fuhrwerks) angebracht sein.

Ferner weise ich darauf hin, daß nach 8 35 der 
genannten Polizeiverordnung auch jeder Radfahrer 
dafür verantwortlich ist, daß sein Fahrrad während 
der Dunkelheit und bei starkem Nebel in vorgeschrie­
bener Weise beleuchtet ist.

Die Herren Gemeindevorsteher ersuche ich, Vor­
stehendes ortsüblich bekannt zu machen.

Tiegenhof, den 14. November 1929.
Der Landrak.
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Nr. 5.
Verhütung von Unfällen.

Wie kürzlich ein Fall gezeigt hat, wird bei Be­
nutzung von Fußsteigen, die sich dicht an Wasserläufen 
befinden, insbesondere beim Befahren solcher mit Fahr­
rädern, nicht die nötige Sorgfalt beobachtet. Da das 
Passieren derartiger Fußsteige bei der jetzigen Jahres­
zeit infolge ihrer Schlüpfrigkeit und Glätte besondere 
Gefahren für die Gesundheit und das Leben in sich 
birgt, mache ich die Kreisbevölkerung hiermit auf diesen 
Umstand warnend aufmerksam.

Tiegenhof, den 11. November 1929.
Der Landrat.

Nr. 6. ------------------
Schweinepest.

Unter dem Schweinebestande der Käserei Fürste- 
nau, Inhaber Firma L. Krieg-Tiegenhof, ist Schweine­
pest amtstierärztlich sestgestellt worden.

Tiegenhof, den 12. November 1929.
Der Landrat.

Bekanntmachungen anderer Behörden.
Viehzählung am 2. Dezember 1S2S.

Auf Grund des Gesetzes über die Vornahme regel­
mäßiger Erhebungen im Bereiche der Landwirtschaft 
vom 13. März 1925 findet am 2. Dezember in der 
Freien Stadt Danzig die diesjährige Viehzählung statt. 
Die Erhebung erfolgt mittels Sammellisten durch von 
den Ortsbehörden beauftragte Zähler.

Viehhalter und Bienenzüchter, deren Vieh und 
Bienenvölker bis zum 5. Dezember nicht gezählt sind, 
haben dies unverzüglich ihrer Ortsbehörde anzuzeigen.

Die Gemeinde- und Gutsvorstände, denen die Vor­
drucke für die Viehzählung nicht bis zum 28. Novem­
ber zugegangen sind, haben die erforderlichen Zähl- 
papiere umgehend von uns anzufordern.

Danzig, den 19. November 1929.
Das Statistische Landesamt.
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R. Pech L Richert

Formularverlag.
Folgende Formulare sind fertiggestellt und am Lager:

Abt. 6. Nr. i. Einladungen zur Gemeindesttzung.
„ „ „ 2. Bescheinigung über dieLinladung zurGemeindesitzung.
- 3. Beglaubigte Abschrift des Protokolls einer Gemeinde-

sitzung.
4- Feststellungsbeschluß der Gemeinderechnung.
5. Vernehmung eines Hilfsbedürftigen zur Ermittelung 

des Unterstützungswohnsitzes
6. Anfrage über die Aufenthaltsverhältniffe eines Hilfs­

bedürftigen.
ss.Rechnungen für auswärtige Armenverbände.
sb.Rechnungen für den Landarmenverband.
7. Bekanntmachung über die Art der Jagdverpachtung, 

über die Auslegung der Pachtbedingungen, und über 
die Anberaumung des verpachtungstermins.

8. Jagdpachtbedingungeu.
9. Bietungsverhandlungen über Jagdverpachtung.

Abt. O Nr. io. Jagopachtvertrag.
„ ii. Antrags- und Fragebogen auf Lrwerbslosenunter- 

stützung.
12. neu Nachweisvng über Aufwendungen für Erwerbslose.
I2s. Zahlungsliste über Lrwerbslosen-Unterstützung.
I2b. Meldungen der Erwerbslosen bis zum 22. jeden 

Monats.
13. Antrag auf Kleinrentnerunterstützung.
iq..Nachweisvng über Aufwendungen für Kleinrentner. 
I§a. Zahlungsliste über Kleinrentner-Unterstützungen.
I5.
I6. Steuerzettel u.Vuittungsbuch über Gemeindesteuern.
I7. Mahnzettel.
I8. Veffentliche Steuermahnung.
I9 « Ersuchen an eine andere Behörde um Vornahme 

einer Zwangsvollstreckung-
20. Pfändungsbefehl.
21. Zustellungsurkunde.
22. Psändungsprotokoll
23. Psändungsprotokoll bei fruchtlosem pfändungsversuch
24. Versteierungsprotokoll.
25. Zahlungsverbot.
26. Ueberweisungsbeschluß.
27. Abschrift des Zahlungsverbotes und Uberweisungs- 

beschlusses an den Schuldner.
28. Benachrichtigung an den Schuldner über den Zu- 

stellungstag des Zahlungsverbotes.
28s. Abschrift des Zahlungsverbotes an den Gläubiger
29. vorläufiges Zahlungsverbot.
29s. Abschrift des vorläufigen Zahlungsverbotes an den 

Schuldner.
30. Melderegister.
3i. Abmeldeschein.
32 Anmeldeschein.
Z2sZuzugsmeldung.
32bFortzugsmel0nng.
32cFremdenmeldezettel.
33. Voranschlag der Gemeinde.
34. Beglaubigte Abschrift über die Höhe der Kommunal- 

steuerzuschläge.
35. Urlisten für Schöffen oder Geschworene.
36a .Aerztl. Behandlungsschein für Kriegshinterbliebene.

,, ,, ,, 36i).Zahn- ,, ,, ,,
Abt. Nr. i. Antrag auf Ausstellung eines Waffenscheines.

2. Lhefähigkeitszeugnis.
3. Zeugnis zur Erlangung des Armenrechts.
q. Amtliche Nachrichten zur Aufnahme eines Geistes­

kranken usw. in eine Anstalt
5. Ärztliche Nachrichten über einen Geisteskranken usw.
6. Alltrag auf Erteilung eines Wandergewerbescheines.
7. Personalbogen für den Antragsteller des wander- 

gewerbescheines
8. Personalbogen für die Begleitperson.
9. Behördliche Bescheinigung über den Antragsteller.

10. Katasterblatt für die gewerbliche Anlage.
I I. Führungsattest.
12. Strafverfügung.
13. verantwortliche Vernehmung.

IH. Genehmigung zur Veranstaltung einer Tanzlustbarkelt.
15. Vorladung zur Vernehmung.
16. Ursprungszeugnis zur Einfuhr von Pferden nach 

Deutschland.
I6s Ursprungszeugnis (für Märkte).
I?. Strafaktenbogen.
18. paßverlängerungsschein.
18«. Unfallanzeigen.
19. Unfalluntersuchungs-Verhandlungen.
20. Bauerlaubnis.
20«. Todesbescheinigung.
21. Beerdigungsschein.

L-t* Setzte-»»»-«»-»-** :
Abt. Schiedsm. Nr. I. Vorladung für den Kläger.

2. Vorladung für den verklagten.
„ 3. Attest. >

Die Herren Amts- und Gemeindevorsteher werden gebeten, bei 
Bestellung stets die Abteilung und Nummer anzugeben.

R. Pech L W. Richert, Neuteich.

Lohnbücher 
mit Vordruck für 1 Woche mit Tagelohn, Wochenlohn, 

Krankenkasse, Klebemarken usw. 
zu haben bei 

k Look L Modert, Xvüteivk.
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